
Amtliche Bekanntmachung Nr. 162/2019 
des Amtes Kellinghusen für die Stadt Kellinghusen 

 

I. 
 

Prüfung des Jahresabschlusses 2018 des Wasserwerkes Kellinghusen 

 
Gemäß § 14 Abs. 5 des Kommunalprüfungsgesetzes (KPG) wird folgendes bekanntge-
macht:  
 
 
1.) 
Der vom Landrat des Kreises Steinburg beauftragte Abschlussprüfer hat am 30.09.2019 zur 
Jahresabschlussprüfung des Wasserwerkes Kellinghusen für das Wirtschaftsjahr 2018 fol-
genden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 

„Wir haben den Jahresabschluss des Wasserwerk Kellinghusen, Kellinghusen, – bestehend 

aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirt-

schaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, einschließlich der 

Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben 

wir den Lagebericht des Wasserwerk Kellinghusen für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 

31. Dezember 2018 geprüft.   

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

● entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vor-

schriften der §§ 19 ff. Eigenbetriebsverordnung des Landes Schleswig-Holstein i.V.m. 

den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-

ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2018 sowie seiner Er-

tragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 und 

● vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 

Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 

dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften des § 23 Eigenbetriebsverordnung 

des Landes Schleswig-Holstein und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 

Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun-

gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB und § 13 KPG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-

führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-

berichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Ei-

genbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und be-

rufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Über-

einstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 



erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 

den Vorschriften der §§ 19 ff. Eigenbetriebsverordnung des Landes Schleswig-Holstein 

i.V.m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Ei-

genbetriebs vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 

Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 

Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 

ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 

Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-

lich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-

len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 

sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-

rung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 

Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-

richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in 

allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften 

des § 23 Eigenbetriebsverordnung des Landes Schleswig-Holstein entspricht und die Chan-

cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzli-

chen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 

notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit 

den anzuwendenden Vorschriften des § 23 Eigenbetriebsverordnung des Landes Schleswig-

Holstein zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im 

Lagebericht erbringen zu können. 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 

Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 

Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss so-

wie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften 

des § 23 Eigenbetriebsverordnung des Landes Schleswig-Holstein entspricht und die Chan-

cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungs-

vermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 

beinhaltet.“ 

 
 
2.) 
Der Landrat der Kreises Steinburg hat als Prüfungsbehörde keine eigenen Feststellungen 
gemäß § 14 Abs. 4 KPG getroffen. 
 
 



3.) 
Die Ratsversammlung hat in ihrer Sitzung am 06.12.2019 auf Empfehlung des Ausschusses 
für Werke und Betriebe folgenden Beschluss gefasst: 
 
Die Bilanz des Wasserwerkes Kellinghusen zum 31.12.2018 mit 
der Bilanzsumme  4.110.916,13 € 
Die Gewinn- und Verlustrechnung, die Erfolgsübersicht mit 
den ausgewiesenen Erträgen von 970.878,23 € 
den ausgewiesenen Aufwendungen von 887.796,97 € 
sowie den Jahresgewinn in Höhe von 83.081,26 € 
werden in geprüfter Form und Fassung festgestellt.  
 

 

Der Jahresgewinn in Höhe von 83.081,26 € wird den Rücklagen des Wasserwerkes zuge-
führt. 
 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht und der Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
liegen ab dem 10. Dezember 2019 für 7 Tage während der Öffnungszeiten in der Amtsver-
waltung Kellinghusen, Hauptstraße 14, Zimmer 101 (Kämmereiamt – Herr Reese), 25548 
Kellinghusen öffentlich aus.  
 
 
Kellinghusen, den 10.12.2019 
 
 
Im Auftrag  
gez. Danny Reese - Kämmereiamt 
 
 

II. 
 

Bekanntgemacht über die Internetseite des Amtes Kellinghusen am 10.12.2019. Der 
entsprechende Hinweis auf die Bereitstellung unter Angabe der Internetadresse an 
der Bekanntmachungstafel "vor dem Rathaus - Am Markt 9“ ist erfolgt. 


